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Die Bundesagentur für Arbeit hat hier neue Schwer-
punkte gesetzt – das ist gut –, sie will zum Beispiel ver-
mehrt mit Handwerksbetrieben das Gespräch suchen, 
damit Menschen mit Handicaps dort eine Chance be-
kommen.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Derzeit kocht die Debatte wieder hoch, dass ein Groß-
teil der Anträge zu Hartz IV falsch bzw. fehlerhaft be-
schieden werde. Die Gerichte sind mit den vielen – oft 
berechtigten – Klagen überlastet. Ich denke, hier müssen 
wir bald etwas ändern.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber 
nicht zulasten der Betroffenen bitte!)

– Inhaltlich will ich jetzt gar nicht näher darauf einge-
hen, Herr Birkwald; das muss mit Sorgfalt erarbeitet 
werden.

Ich möchte etwas über die Mitarbeiter der Bundes-
agentur für Arbeit und der Jobcenter sagen. Sie werden 
oft gescholten und wenig gelobt. Viele haben nur befris-
tete Arbeitsverhältnisse. Sie haben beim Fördern und 
Fordern eine hochkomplexe Rechtsmaterie anzuwenden 
und sind in den allermeisten Fällen gute und versierte 
Fachleute. Das ist ein ausgesprochen harter Job. Die Ar-
beit dieser Mitarbeiter möchte ich an dieser Stelle aus-
drücklich würdigen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie des 
Abg. Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

An ihnen liegt es nicht, wenn irgendwo etwas klemmt.

Wir engagieren uns weiterhin auf dem Weg zu einem 
gemeinsamen europäischen Arbeitsmarkt. Auch das ist 
angesprochen worden; aber weil es so gut ist, wiederhole 
ich es: Mit Programmen wie „MobiPro“, der Sprachaus-
bildung für zugewanderte Arbeitskräfte, leisten wir einen 
Beitrag zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in 
Europa. Als die damalige Arbeitsministerin Ursula von 
der Leyen 5 000 spanische Jugendliche mithilfe eines 
Ausbildungspakts in deutsche Betriebe bringen wollte, 
erntete sie Kopfschütteln und Skepsis; manche warfen ihr 
sogar blinden Aktionismus vor. Mittlerweile hat sich her-
umgesprochen, dass man in Deutschland die Chance auf 
Ausbildung hat. Von Beginn des Programms „MobiPro“ 
bis Ende März 2014 haben nahezu 9 000 junge Menschen 
die Teilnahme beantragt. Mehr als 40 000 Anträge zu 
den einzelnen Fördermaßnahmen gingen ein. Über die 
Hälfte stammt allein aus dem ersten Quartal 2014.

Im Rahmen eines ESF-Programms zur Sprachausbil-
dung haben zudem rund 120 000 Jugendliche und Er-
wachsene etwa 6 400 Sprachkurse besucht.

Alle diese Programme sind sehr erfolgreich. Wir be-
herzigen damit, was Wissenschaftler uns immer gesagt 
haben – sie sind sich darin einig –: dass der zentrale 
Faktor für eine gelungene Integration das Bildungsni-
veau ist. Entscheidend hierfür ist der Abbau von Sprach-
barrieren mithilfe von Deutschkursen; so erreicht man 
einen schnellen Zugang zu Ausbildung und Arbeits-
markt.

Dass erheblich mehr Anträge auf Teilnahme an den 
Programmen gestellt wurden als ursprünglich erwartet, 
hat einige Träger von Sprachkursen in Schwierigkeiten 
gebracht. So hat in meinem Wahlkreis die Akademie 
Klausenhof, ein hochanerkannter Bildungsträger in der 
Region, circa 30 mit ESF-Mitteln geförderte Sprach-
kurse durchgeführt.

Die Akademie hatte, wie auch andere Träger, große 
Sorgen, als Anfang April plötzlich ein Programmstopp 
verkündet wurde. Ich finde es gut und danke der Minis-
terin und auch den Haushältern, dass hier Wege gefun-
den wurden, kurzfristig noch Finanzmittel für das lau-
fende Jahr 2014 zu mobilisieren, um zumindest die bis 
Anfang April bewilligten Anträge zu bedienen.

Jetzt werden die Programme neu ausgeschrieben. Die 
Akademie Klausenhof wird sich wieder bewerben – und 
andere Träger auch. Ich persönlich hoffe dabei, dass die 
guten Träger die Zeit bis zum Beginn des Nachfolgepro-
gramms ab 2015 gut überbrücken können und uns nicht 
verloren gehen. Daher bitte ich darum, dass die Aus-
schreibung für die nächste Förderperiode zügig erfolgt.

Wir haben in den vergangenen Jahren viel erreicht, es 
gibt aber auch noch viel zu tun. Diesen Aufgaben wer-
den wir uns stellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächste Rednerin hat die Kollegin Corinna Rüffer 

das Wort.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Wäre diese Bundesregierung aus ganzem Herzen 
und mit tiefer Überzeugung daran interessiert, eine in-
klusive Gesellschaft zu schaffen, dann sähe dieser Haus-
halt anders aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Es wäre nämlich erkennbar, dass wir uns von der Förde-
rung großer Institutionen wegbewegen, und es würde 
deutlich werden, dass sich Unterstützungsleistungen 
stattdessen an den Bedarfen der Menschen orientieren, 
die sie tatsächlich brauchen.

Ich spreche hier nicht von großen Summen, die neu 
aufgebracht werden müssten, sondern es geht ganz ein-
fach um eine andere Verteilung der Mittel. Es geht da-
rum, dass wir von den Sonderwelten für behinderte 
Menschen wegkommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn ich mir Ihren 
Haushalt angucke, dann sehe ich bestenfalls Andeutun-
gen, dass Sie verstanden haben, worum es geht. Das ist 
auch deswegen so dramatisch, weil sich die behinderten-
politische Debatte mehr und mehr zuspitzt. Mit dem 
Gestus des Märtyrertums wagen sich nach und nach die-
jenigen hervor, die mit einer inklusiven Gesellschaft 
nichts anfangen können. Man werde ja quasi gesteinigt, 
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wenn man sich traue, etwas gegen Inklusion zu sagen, 
behaupten sie. Dann zeichnen sie finstere Bilder: Behin-
derte Kinder werden auf Regelschulen Tag für Tag ins 
Unglück gestürzt, egal wie sehr sich ihre Lehrerinnen 
und Lehrer bemühen; ihre Mitschüler begegnen ihnen 
mit purem Desinteresse, und so äußern die behinderten 
Schülerinnen und Schüler schon in der ersten Grund-
schulklasse, dass sie nicht mehr leben wollen.

Ich habe das gelesen und – ganz ehrlich – meinen Au-
gen nicht getraut. Inklusion führt also dazu, dass Kinder 
nicht mehr leben wollen? Das ist der größte Unsinn, den 
ich je gehört habe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Es gibt natürlich ebenso die weniger drastische Vari-
ante. Berichtet wird auch über spuckende, schimpfende 
und störende Schmuddelkinder auf Regelschulen. Da 
wird so lange Problem auf Problem geschichtet, bis alle 
überzeugt sind, dass das ja wirklich nicht gehen kann mit 
der Inklusion.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich kann In-
klusion gelingen. Sie gelingt bereits jeden Tag – Tag für 
Tag. Es gibt genügend Menschen, die begeistert sind und 
sich starkmachen. Mittlerweile preisen selbst die Arbeit-
geberverbände die Qualitäten behinderter Menschen – 
glücklicherweise.

Wir wissen aber auch: Die Zahl der Plätze in den 
Werkstätten für behinderte Menschen steigt seit Jahren 
an; sie sinkt nicht. Gibt es in Deutschland immer mehr 
Menschen, die nur in solchen Institutionen arbeiten kön-
nen? Ich bezweifle das. Hören Sie endlich auf, nur von 
Inklusion zu reden! Das ist wie mit den bellenden Hun-
den, die nicht beißen: Solange Sie nur von Inklusion 
sprechen, ändert sich gar nichts. Machen Sie auch in Ih-
rem Haushalt deutlich, wohin die Reise gehen muss! Wir 
haben jahrzehntelang sehr viel Geld in den Ausbau und 
die Finanzierung von Sonderwelten gesteckt. Wer eine 
inklusive Gesellschaft möchte, der muss das ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte etwas 
konkreter auf zwei Entscheidungen eingehen, die Sie mit 
diesem Haushalt treffen. Wir haben hier schon oft über 
die Beteiligung des Bundes an den Kosten der Eingliede-
rungshilfe gesprochen. Sie haben im Koalitionsvertrag 
sehr viel versprochen – 5 Milliarden Euro jährlich – und 
bisher wenig gehalten. Sie zahlen nur 1 Milliarde Euro, 
Sie zahlen erst ab 2015, und Sie haben das handwerklich 
schlecht gelöst. Es gibt keinen richtigen Zusammenhang 
zwischen der Form Ihrer Milliardenunterstützung und 
den steigenden Kosten in der Eingliederungshilfe. Sie 
haben sich für einen Weg entschieden, mit dem Sie gar 
nicht sicherstellen können, dass das Geld genau da an-
kommt, wo es gebraucht wird.

Ich möchte auch auf falsche Entscheidungen zu spre-
chen kommen, die weniger im Fokus stehen. Der Slogan 
der Behindertenbewegung „Nichts über uns ohne uns“ 

erfreut sich immer größerer Beliebtheit; das ist sehr gut 
so. Erst kürzlich hat die Kollegin Kerstin Tack hier im 
Bundestag darauf hingewiesen, dass Gesetzgebungsver-
fahren sinnvollerweise nur unter Beteiligung behinderter 
Menschen stattfinden können. Ich teile diese Auffas-
sung, solange es ernst gemeint ist.

Wir wissen alle, wie sehr sich behinderte Menschen 
darum bemühen, an Gesetzgebungsprozessen beteiligt 
zu werden. Gleichzeitig müssen sie sich um die Finan-
zierung ihrer Projekte bemühen und darum kämpfen – 
Tag für Tag. Es gibt eine große Zahl von Initiativen be-
hinderter Menschen, die nicht an etablierte Verbände an-
gebunden sind und sich daher von Projektantrag zu Pro-
jektantrag hangeln müssen.

Wenn ich mir den Haushalt dieser Bundesregierung 
ansehe, dann bekomme ich den Eindruck, dass dieses 
Problem nicht sonderlich ernst genommen wird. Sie 
finanziert lieber teure Kongresse an repräsentativen Or-
ten, auf denen möglichst häufig „Inklusion“ gesagt wird. 
Sie finanziert außerdem eine Studie zum Wahlrechtsaus-
schluss, die wir gar nicht brauchen. Wenn Sie wollten, 
dann könnten Sie selbstverständlich dafür sorgen, dass 
unabhängige Initiativen behinderter Menschen solider 
finanziert werden. Von Beteiligung zu sprechen, ohne 
sich darum zu kümmern, die Möglichkeiten für Beteili-
gung zu verbessern, ist doppelzüngig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir unsere 
Gesellschaft inklusiv gestalten möchten, dann haben wir 
noch sehr viel vor uns. Das ist eine Menge Arbeit, bei 
der wir jede Unterstützung brauchen, die wir kriegen 
können. Es ist aber nicht in erster Linie Arbeit, und es ist 
nicht in erster Linie ein Haufen Probleme, ganz im Ge-
genteil: Es macht Spaß. Es ist eine spannende Herausfor-
derung. Für viele Menschen ist es die Chance auf etwas 
Neues.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Eines ist ganz sicher: Es wäre leichter und ein noch 
größerer Spaß, und nicht zuletzt wären wir erfolgreicher, 
wenn sich auch die Bundesregierung entscheiden 
könnte, ihre Finanzen entsprechend zu ordnen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Jetzt hat der Kollege Ralf Kapschack das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ralf Kapschack (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Verehrte Damen und Herren! Wir reden heute über viel 
Geld, über rund 120 Milliarden Euro – eine Summe, die 
man sich eigentlich gar nicht vorstellen kann. Aber es 
geht nicht um Zahlen, sondern um Politik und die Frage, 
was wir mit diesem Geld konkret machen, um den Alltag 


